
Das lokale Parteiensystem 
zwischen Wetthewerbs- und Konsensdemokratie: 

Eine empirische Analyse am Beispiel 
von 49 Städten in Rheinland-Pfalz 

Von Oscar w. Gabriel 

1. Problembescbreibung 

Obgleich den politischen Parteien bereits in den städtischen Vertretungskör
perschaften des 19. Jahrhunderts eiDe gewisse Bedeutung zukam, war ihre 
Daseinsberechtigung im lokalen politischen System Deutschlands lange Zeit 
umstritten. Zahlreiche Kommunalverfassungsrechtler, aber auch große Teile 
der politischen Führungsgruppen verstanden Parteipolitik und Kommunalpoli
tik als Gegensätze. In den Parteien sah man Fremdkörper~ die sachfremde 
Konflikte und ideologische Ziele in die Kommunalpolitik einbrachten und dem 
Bemühen entgegenstanden, die Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft 
durch eine einvernehmliche und sachoricotierte Zusammenarbeit aller lokalen 
Gruppen zu regeln 1 • 

Nach der Gründung der Bundesrepublik erfolgte kein endgültiger Bruch mit 
der Vorstellung von einer partei- und konfliktfreien. rein sachbezogenen 
Kommunalpolitik. In Abkehr vom traditionellen Selbstverwaltungskonzept 
beschrieben die meisten Kommunalverfassungsrechtler die kommunale Ebene 
nunmehr zwar ats einen integrierten Bestandteil der demokratischen Staatsorga
nisation, doch hielten sie an der Bezeichnung .. kommunale Selbstverwaltung" 
fest und behandeln diese bis heute als einen Teil der Exekutive. Nicht von 
ungefähr ist im deutschen Verfassungsrecht von kommunaler Selbstvenvaltung 
die Rede, während in den anglo-amerikanischen Demokratien das Recht zur 
Selbstregierung institutionalisiert ist. 

J Vgl. hierzu die Zusammenstellung der einschlägigen Positionen bei Oscar W. Gabriel: 
Mängelanalysedes politischen Willensbildungsprozesses in der Gemeinde. Ein Beitrag zur 
,institutionellen Krise' der kommunalen Selbstverwaltung, in: Lothar Albertin u.a.: 
Politische Beteiligung im repräsentativen System, Bonn 1979. S. 79-212. hier S.107ff.; 
ders.: Parlamentarisierung der Kommunalpolitik, in: Oscar W. Gabriel. Peter Haungs, 
Matthias Zender: Opposition in Großstadtparlamenten. Melle 1984, S. 101-147; Gerhard 
Lehmbruch: Der Janwkopf der Ortsparteien. Kommunalpolitik und das lokate Parteien
system, in: Helmut Köser (Hrsg.): Der Bürger in der Gemeinde. Kommunalpolitik und 
politiSChe Bildung, Bonn 1979, S. 320-334; Theo Trachlernach: Parteien in der kommuna
len Selbstverwaltung, Würzburg 1976 (2. Aufl.), S. tS7IT. 
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Im deutschen Selbstverwaltungsdenken gibt es demnach eine dezidiert 
antiparlejlidle Tradition. Sie wirkt nicht nur im Kommunalverfassungsrecht bis 
heute fort, sondern sie ist darüber hinaus in den Einstellungen der Bevölkerung 
und der kommunalen Führungsgruppen fest verankert'. Auf dieser Grundlage 
entwickelte sicb nur langsam eiD funktionsfähiger lokaler Parteienwettbewerb. 
Erst seit etwa zwanzig Jahren verzeichnen die Parteien in der lokalen Politik 
einen Bedeutungsgewinn, der die traditionelle Selbstverwaltungsdoktrin in 
Frage stellte und wettbewerbsorientierte Fonnen der Koolliktregulierung mit 
sich brachte. Wie auf der nationalen Ebene des politischen Systems traten die 
politischen Parteien auch in der Kommunalpolitik zunehmend in ciDen 
Wettbewerb um die Kontrolle der wichtigsten Personal· und Sachentscheidun
gen ein3 . 

Der folgende Beitrag beschreibt am Beispiel von 49 Städten in Rheinland
Pfalz die Strukturen lokalpolitischer Konlliktregulierung. Anhand ausgewähl
ter empirischer Indikatoren untersucht er die Frage, ob sich die Aktivitäten der 
lokalen Parteiorganisationen und ihrer Ratsfraktionen eher an konkurrenzde· 
mokratisch.parteienstaatlichen Vorstellungen ausrichten oder ob sie eher in der 
antiparteilichen, konkordanzdemokratischen Tradition stehen. Als systemati
sche Grundlage der Untersuchung dient die von Lijphart entwickelte Typologie 
demokratischer Regime'. Sie läßt sich mit gewissen Modifikationen auf lokale 
politische Systeme anwendens. 

Z Belege für diese These bei Oscar W. Gabriel: Mängelanalyse; ders.: Parlamentarisie· 
rung; Helmut Köser und Marlon Caspers·Muk: Einfluß und Steuerungspotential 
kommunaler Mandatsträger in Badcn·Württembcrg. Paper zum Kongreß der Deutschen 
Vereinigung für Politische Wissenschaft vom 22.-26.9.1988 in Darmstadt. 

) Vgl. mit ausführlichen Literaturhlnweisen Mattmas Schmitz: Parteien als Partizipa· 
tionssysteme, in: Oscar W. Gahriel u.a.: Slrukturproblcme des lokalen Parteiensystems, 
Bonn 1975, S. 206fT., 229fT.; Oscar W. Gabriel: Mängelanalys<, S. 154fT., 178fT., 187fT., 
217fT., 22UT., 234fT. 

4 Vgl. Arend UjpluJrl: Democracy in Plural Societies. A Comparative Exploration, 
New Haven, London 1977; ders.: Democracies. Patterns of Majoritarian aod Consensus 
Government in Twenly-One Counlries, New Haven, London 1984. 

5 Die der empirischen Analyse zugrundeliegenden Daten wurden im Rahmen eines 
vom Verfasser geleiteten und von derStifiung Volkswagenwerk Cmanzjcnen Projektes zur 
kommunalen Inve5titionspolitik in Rheinlaod·Pfalz erhoben. Untc:nuchungsgegenstand 
sind die 49 verbandsfreien Gemeinden des Landes. Die Untersuchung erstreckt sich auf 
den Zeitraum seit dem Abschluß der kommunalen GebietsreforDl. Wegen der Veränderun
gen des Gebietsbestandes der meisten Untersuchungseinheiten ist eine weiter zuruclm:i· 
chende Analyse nicht möglich. 

Dem Statistischen LandesamI Rheinland-Pf"lz, dem Finanzministerium sowie den 
Kommunalen Spitzenverbänden ist der Verfasser fiirdie überlassung von Daten bzw. für 
Hilfen bei der DatenbescbafTung zu großem Dank verpflichtet. Die Aufbereitung der 
Daten wurde von Monika TornaD. Volker Kunz und Tbomas Zapf-Schramm besorgt. 
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2. Mehrheits- und Verbandlungsdemokratie. 
Die Konzepte und ibre Relevanz für die Analyse lokaler 

Parteistrukturen 

Die Anwendung von Lijpharts TYpologie setzt voraus. daß die betreffende 
Untersuchungseinheit als demokratisch klassifIZiert werden kann. Die Geltung 
des Dcmokratiegebotes von Art. 20 GG für die kommunale Ebene ist heute in 
der kommunalwissenschaftlichen Literatur uDumstritten6 • Die Homogenitäts
klausel des Artikels 28. Abs. I GG, die die verfassungsmäßige Ordnung in den 
Liindern auf die Grundsätze des republikanischen, demokratischen und sozialen 
Rechtsstaates im Sinne des Grundgesetzes festlegt, schließt auch die Gemeinden 
ein'. Die Notwendigkeit einer demokratischen Organisation des kommunalpo
litischen WiUeDsbildungs· und EDtscbeiduogsprozesses ergibt sich zudem aus 
der Vorschrift, daß das Volk in den Ländern, Kreisen und Gemeinden eine 
demokratisch gewählte Vertretungskörperschaft haben muß. 

Das Grundgesetz legt die Willensbildungs- und Entscheidungsstruktur des 
lokalpolitiscben Systems nur in groben Zügen fest. Es läßt offen, wie das 
Demokratiegebot des Grundgesetzes auf der lokalen Ebene im einzelnen zu 
erfüllen ist. Zunächst tendierte die bundesdeutsche PoJitikwissenscbaft dazu, 
das Demokratieverständnis des Grundgesetzes mit dem anglo-amerikanischen 
Modell der Mehrheits- oder Wettbewerbsdemokratie gleichzusetzen, deren 
Logik Lijpharl' folgendermaßen beschreibt: "Tbc essenee is majority rule. The 
model can be seen as the most obvious solution to the dilemma ofwhat is meant 
by 'the people' in our definition of democracy. Who will do tbe goveming and 
whose interests sbould tbc government be responsive when the people are in 
disagreement and have divergent preferences? One answer is: the majority ofthe 
people. 115 great merit is that any other answer. such as tbe requirement of 
unanimily or qualified majority, entails minority rule-or at least minority 
veto-and that tbe govemmenl by thc majority and in accordance with the 
majority's wishes comes closer to the democratic ideal than governmcnt by and 
responsive to a mioority". 

Die Strukturmerkmale der Mehrheitsdemokratie' sind ausnahmslos auf das 
Ziel ausgerichtet, das Mehrheitsprinzip als Entscheidungsmechanismus zu 
optimieren 10. Hieraus ergeben sich bestimmte Annahmen über die Funktions· 

6 Vgl. z. B. Wemer Frotscher: Stadtparlament und Stadtrcg:ierung: BVerfOEzugunsten 
des rc:prä.sentativ-demokratischen Prinzips aur kommunaler Ebene, in: ZParl 7 (1976). 
S. 494-501. 

'7 Vgl. Konrad Hesse: Grundzüge des Verfassungsrochts der BundesrepubHk Deutsch
land, Karlsruhe 1985 (15. Aufl.), S. 34 . 

• Arc:nd Lijpharl: Dcmocracies, S. 4. 

" Die Begriffe Wettbewerbs- und Mehrheitsdemokratie einerseits sowie Konkordanz-, 
Konsens- und VerhandlungsdmlOlcratie andererseits werden in diesem Beitrag synonym 
benutzt. 

10 Vgl. die übersicht bei Arend Ujphort: Democracies, S. ser. 
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weise des ParteicDsyslems und die Rolle der Parteien bei der Besetzung 
exekutiver Führungspositionen. Nach Lijpharl resultiert aus dem Zusammen
spiel einer eindimensionalen politischen Konfliktstruktur mit einem relativen 
Mehrheitswahlrecht ein Zwei·Parteien-System. in dem eiDe der konkurrieren
den Parteien auf Zeit die Rolle der Regierung. die andere die der Opposition 
übernimmt. Die Parlamentsmehrheit arbeitet eng mit der Regierung zusammen, 
während die Minderheit für die Dauer der parlamentarischen Wahlperiode von 
der politischen Führung ausgeschlossen ist. Die klare Trennung zwischen der 
Regierungs- und der Oppositionsfunktion begünstigt wettbewerbs- und kon
fliktorientierte Fannen politischen Verhaltens. Dabei ist die Mehrheit in der 
Lage, ihre Vorstellungen durch Abstimmungen durchzusetzen. Eine annähernd 
gleich große Anhängerschaft der konkurrierenden Parteien sowie das Vorhan· 
denscin einer relativ großen Zahl partcipolitisch schwach gebundener Wähler 
ennöglicht den Wettbewerb zwisehen der Regierung und der Opposition sowie 
das Alternieren der Regierungs- und Oppositionsrolle zwischen den Parteien. 

Im Gegensatz zur Mehrheitsdemokratie beschreibt Lijphar/" die Konsensde
mokratie als die angemessene Organisationsfonn pluraler, d.h. kulturell und 
politisch fragmentierter Gesellschaften. In solchen Gesellschaften treten mehre· 
re soziale Spaltungslinien gleichzeitig auf. An diesen Spaltungslinien bilden sich 
sozio-politische Subkulturen mit einer eigenen partei politischen Repräsentanz, 
eigenen Interessenverbänden, Massenmedien und Sozialisationseinrichtungen. 
Häufig stellte keine der rivalisierenden Gruppen die Mehrheit der Bevölkerung. 
Wegen der stabilen Verankerung der politischen Parteien in den klar voneinan· 
der abgegrenzten Subkulturen fehlt die für Wettbewerbsdemokratien typische 
Mobilität der Wählerschaft. Unter derartigen Bedingungen ist die Stimmabgabe 
bei Wahlen fast vollständig durch die Gruppenzugehörigkeit festgelegt. Ein 
regelmäßiger Wechsel zwischen der Mehrheits· und der Minderheitsrolle im 
politischen System kommt wegen der Versäulung des Parteiensystems im 
Regelfalle nicht zustande. Dies macht die Anwendung des Mehrheitsprinzips als 
Entscheidungsmcchanismus weitgehend unpraktikabel, weil dies einzelne politi. 
sche Gruppen in eine dauerhafte Minoritätensituation brächtell:. Um das 
daraus resultierende Risiko einer Desintegration der Minderheitsgruppen zu 
vermeiden, entwickelt die Konkordanz- oder Verhandlungsdemokratie spezifi· 
sche Mechanismen zur Regulierung politischer Konflikte, die eine möglichst 
breite MachtdilTusion und Partizipation der politisehen Konßiktgruppen an 
Entscheidungen sicherstellen. Nach Nordlinger" eignen sich zur Konlliktregu
lierung in fragmentierten Gesellsehaften sechs Verfahrensweisen: 

U Ebd., S. 22f. 
11 Arend Lijphart: Plural Societies, S. 6ff. 
II Erle Nord/mger: Confliet Regulation in Dividc:d Societies, New Haven, Mass. 1972, 

S. 211T. 
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(1) die Bildung dauerhafter Koalitionen unter Einschluß aner wesentlichen 
Koolliktparteien, 
(2) das Proportionalprinzip, 
(3) das Zugeständnis wechselseitiger Veto-Rechte durch die Konfliktpartei
en, 
(4) die gezielte Entpolitisierung von Problemen oder Konflikten, 
(5) der Abschluß von Kompromissen in den kritischen Fragen und 
(6) Konzessionen der stärkeren Konfliktgruppen an die schwächeren. 

Nach Lijphar/'· gehört die Bundesrepublik Deutschland zu denjenigen 
Staaten, in denen sich mehrheits- und verhandlungsdemokratische Formen der 
Konfliktregulierung miteinander vermischen. Dabei ist das nationale Parteien· 
system vom Wettbewerbsprinzip bestimmt. 1m Gegensatz dazu blieben auf der 
lokalen Ebene die von Nordlinger beschriebenen Formen konsensualer Kon
ßiktregelung bis in die Gegenwart bedeutsam. Dies ergibt sich einerseits aus dem 
traditionellen deutschen Selbstverwaltungsverständnis, andererseits aus dem 
vergleichsweise langen Fortbestand lokaler Milieuparteien IS.lm. Interesse einer 
Begrenzung lokalpolitischer Konflikte verständigten sich die politischen Akteu
re häufig auf die Bildung großer Koalitionen, die Anwendung des Proportional
prinzips bei der Vergabe von Fiihrungspositionen, den Kompromiß statt des 
Mehrheitsentscheides und die Entpolitisierung lokaler Streitfragen. Im lokalen 
Parteiensystem dominieren nach vorherrschender Auffassung konsensuale 
Prinzipien. 

In der folgenden empirischen Analyse der Strukturmerkmale lokaler Par
teiensysteme wird die Unterscheidung zwischen Mehrheits- und Konsensdemo
kratien an den folgenden Größen festgemacht: 

(1) an der Bedeutung der explizit antiparteilich agierenden Freien Wähler
gruppen, 
(2) an der Fraktionalisierung des lokalen Parteicosystems, 
(3) an der partcipolitischen Zusammensetzung der Verwallungsspitzc und 
(4) am Abstimmungsverhalten der Kommunalvertretung bei wichtigen kom~ 
munalen Entscheidungen. 

14 Arend Lijphart: Democracics. S. 37ff., 21Sff.; vgL auch Gerhard ulunbruch: 
Parteienwettbewerb im Bundesstaat, Stuttgart 1976. 

15 Vgt. die ausführliche Darstellung bei Andreas Engel: Wahlen und Parteien im 
lokalen Kontext . Eine vergleichende Untersuchung des Basisbezugs lokaler Parteiakteurc 
in 24 nordhcssischen Kreisparteiorganisationen von CDU. FDP und SPD, Frankfurt u. a. 
1987; den.: Sozialer Kontext, Parteienweltbewerb und Organisationsstrukturcn lokaler 
Parteien, in: Oscar W. Gabriel (Hng.): Kommunale Demokratie zwischen Politik und 
Verwaltung, München 1988, S.lS7~t77. 
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3. Die Kontrolle der Kommunalen Vertretungskörperscbaft durch die 
politiscben Parteien 

3.1 Die kommunalpoUtisdte RoUe der Freieu Wihlergruppen 

Die Verwenduug des Stimmenauteils der Freieu Wählergruppeu (FWG) als 
Indikator konsensdemokratischer Strukturen läßt sieb nicht aus Lijpharls 
demokratietheoretischem Konzept, wohl aber aus der deutschen SeJbstverwaJ· 
tuogstradition ableiten. Die mit der Kontrolle des lokalpolitischco Entschei· 
duogsprozesses durch die Parteien verbundene dauerbafie Politisierung sozialer 
Konflikte, die Mehrheitsentscheide durch politische Gremieu oder Verhaudlun· 
gen zwischen dem Führungspersonal der Konfliktgruppen erfordert, war in der 
deutscheu Kommuualpotitik nicht immer gegebeu, uud sie wurde auch nicht 
unbedingt als erstrebenswert angesehen: Noch nach der Gründung der Bundes· 
republik konkurrierten die politischen Parteien in zahlreichen Städten und 
Gemeinden mit den Freien WähIcrgemeinscbaften um die Kontrolle der lokalen 
Eutscheiduugsgremien. Der Eiufluß der Wäblergemeinscbafteu auf die Kom· 
muualpotitik resultierte nicbtzule12t aus der Vorstelluug. iu der Kommuualpoli
tik gehe es um die Lösung reiner .. Sachfragen'" y für die ParteüdeoJogien und 
parteipolitische Konfli.k.te nicht hilfreich seien. Aus diesem Grunde glaubte man 
auf die Parteien als Träger des lokalen politischen Prozesses verzichten zu 
können l6• Da die Wählergemeioschaften zumeist bewußt antiparteilich agieren 
und eine Entpolitisierung lokaler Streitfragen anstreben, deutet ihre Stärke auf 
den Fortbestand konsensdemokratischer Strukturen in den Gemeinden hin. 
A1lerdiugs köoneu lokale Bcsouderheiteu die Validität des Iudikators "Stirn· 
menanteil der FWG" bei Kommunalwahlen beeinträchtigen. So ist nicht 
auszuschließen, daß in einzeluen Fällen Parteieu, Parteieubüudnisse oder 
aabsplitterungen unter dem Etikett einer Freien Wählergruppe auftreten, um 
vorhandene antiparteiliche Stimmungen für sich zu nutzen 11. Auch dies indiziert 
allerdiugs Vorbehalte gegeu mehrheits· oder wettbewerbsdemokratische For
meu der Koufliktregulierung. 

Die Rolle der Freien Wähler iu der Kommunalpolitik wurde mehrfach 
empirisch untersucht 18 . Nach den bislang vorliegenden Erkenntnissen beein. 
flussen vor allem die Ortsgröße und regionale politische Traditionen die Erfolge 
der Wäblergruppen. Nach Haller" spieleu .. bei Gemeiudewahleu kommunale 

16 Vgl. Han! Martin Haller: Die Freien Wähler in der Kommunalpolilik, in: Helmut 
Köser (Hrsg.): Der Bürger in der Gemeinde. Kommunalpolitik und politische Bildung, 
Bonn 1979, S. 335·368. S. 341 Cf., 355f.; Heino Kaack: Parteien und WähIergemeinschaf· 
leD auf kommunaler Ebene, in: Heinz Rausch, Theo Stammen (Hrsg.): Aspekte und 
Probleme der Kommunalpolitik, München t 972, S. 135 -1 50, S. 137; Gerhard LLhmbruch: 
Kommuualpolitik, S. 327ff. 

17 Vgl. HeiDo Kaack. a.a.O., S. 137. 
18 Vgl. die übersicbt bei Thomas Möller: Die kommunalen Wählergemeinschafien in 

der Bundesrepublik. München 1981. 
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Wählervereinigungen in Nordrhein-Westfalen und im Saarland eine ,unterge
ordnete'. in Hessen und Niedersachscn eine ,respektable" in Bayern, SchJeswig
Holstein und Rheinland-Pfalz eine ,starke' und in Baden-Württemberg eine 
,herausragende' Rolle". Auf der Basis der Angaben bei Nohten" lassen sich 
diese ungenauen Angaben präzisieren und zugleich in Zweifel ziehen. So betrug 
der von den baden-württembergischen Wählergruppen im Durchschnitt der 
Gemeinderatswahlen 1959 / 1975 erreichte Stimmenanteil 24,5 Prozent, in 
Bayern und Hessen lag er mit 20,2 bzw. 19.3 Prozent nicht wesentlich niedriger. 
Lediglich für Nordrhein-Westfalen (0,2%) trifft Hallers Klassifikation ohne 
Einschränkung ZUll . 

In Rheinland-Pfalz, auf das sich diese Untersuchung bezieht, nehmen die 
WähJergruppen nach Haller sowie Becker und RÜlher eine starke kommunal po
litische Position ein. Diese Aussage entspricht den tatsächlichen Gegebenheiten. 
Bei den seit 1948 durchgeführten Stadt- und Gemeinderatswahlen variierte der 
Stimmenanteil der Wählergruppen zwischen 33,6 (1952) und 15,5 Prozent 
(1984). Seit 1952 ging ihre Unterstützung durch die Wähler allerdings ständig 
zurück. Dieser Bedeutungsverlust trat in zwei großen Schüben ein, nämlich 
zwischen 1956 und 1960 sowie zwischen 1969 und 1974 (Abbildung 1). Während 
die zwischen 1956 und 1960 eingetretene Veränderung nicht ohne weiteres 
erklärt werden kann, gibt es plausible Gründe für die Stimmenverluste der 
Wählergruppen in der zweiten Teilperiode. Sie sind vor allem in der Aunösung 
ländlicher Kleingemeinden im Zuge der Gebietsrefonnll sowie in der zuneh
menden Organisationsdichte der politischen Parteien, insbesondere der CDU, 
zu sehenl.3. Dieser Bedeutungsrückgang der Wählergruppen setzte sich nach 
dem Abschluß der Territorialreform nllr noch in abgeschwächter Form fort. Bei 
den drei seither durchgeführten Kommunalwahlen . erzielten sie im Landes
durchschnitt 17,5, 15,7 und 15,5 Prozent der Stimmen"'. 

19 Hans Manin Haller. a.a.O., S. 347; vgl. auch Alois lkcbr. Günther Rütker: 
Kommunale Wählervereinigungen, in: Konrad-Adenauer-Stiftung (Hrsg.): Materialien 
zur kommunalpolitischcn Bildung, Bonn 1976, S. 277-308, S. 281 ff. 

20 Dieter Nohlen: Wahlsysteme und Wahlen in den Gemeinden, in: Heinz Rauscb, Theo 
Stammen (Hrsg.): Aspekte und Probleme der KommunalpolitiJc. München 1977 
(3 . Aun.), S. t49-186, S. 178ff. 

J1 Vgl. auch die Angaben bei MaDfred Cryns, KJaus Hembach: Kommunalwahlen und 
kommunales Wählerverhalten in Nordrhein-Westfalen, in: Uwe Andersen (Hrsg.): 
Kommunale Selbstverwaltung und Kommunalpolitik in Nordrhein-Westfalen, Stuttgart 
1987, S. t09-I3I, mer S. 1I9, Tabelle 4. 

U Vgl. genauere Angaben bei Heinrich Siedentop/, Verwaltuogsreform, in: Peter 
Haungs (Hrsg.): 40 Jahre Rheinland-Pfalz. Eine politische Landeskunde, Mainz 1986. 
S. 365-382, S. 372. 

U Vgl. Oscar W. Gahriel: Einleitung: Strukturprobleme des lokalen Parteiensystems, 
in: OscarW. Gabriel u.a.: StrukturprobJeme, S. l.itff.; Amtin Klein: Parteien und Wahlen 
in der Kommunalpolitik, in: Oscar W. Gabriel (Hrsg.): Kommunalpolitik im Wandel der 
Gesellschaft. Eine Einführung in Probleme der politischen WiUensbildung in der 
Gemeinde. Königstein / Taunus 1979, S. 94-118, S. 97«. 

M Vgl. Statistisches Jahrbuch für Rheinland-Pfalz, Bad Ems 1986/ 87, S. 195. 
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Da die Freien Wähler ihre großen Erfolae vornehmlich in kleinen ländlichen 
Gemeinden erzielen, liegt ihr Stimmenaateil in den 49 verbandsfreien Gemein
den von Rheinland-Pfalz deutlich unter dem Landesdurchschnitt. Bei den 
Kommunalwahlen 1974 bis 1984 erreichten sie in unseren Untersuchungseinhei
ten im Mittel 8,4 Prozent. Dieser Anteil blieb zwar im Zeitablaufbei einer leicht 
steigenden Tendenz relativ stabil, variiert aber in deo einzelnen Städten und 
Gemeinden beträchtlich: In neun Untersuchungseinheiten traten die Wähler
gruppen bei keiner der drei Kommunalwahlen an. Hierzu gehörten erwartungs
gemäß mit Mainz, Ludwigsbafen und Koblenz drei der vier rbeinland
pfälzischen Großstädte. Aucb in Kaiserslautern war ihre Kandidatur zur 
Kommunalvertretung erfolglos. In 32 Untersuchungseinbeiten lag der FWG
Stimmenanteil dagegen durchschnittlich über der bis 1984 für eine parlamentari
sche Repräsentanz zu überwindenden Fünf-Prozent-Marke. Davon sind vier 
Gemeinden als ausgesprochene FWG-Hocbburgen zu bezeichnen: Hier erreicb
ten die Wählergruppen im Durchschnitt der drei Kommunalwahlen mehr als 
zwanzig Prozent der gültigen Stimmen (Tabelle 1 a) und waren damit teilweise 
die zweitstärkste Ratsfraktion. 

Tabelle Ja 
Der StImmenanteU der Freien Wählerpuppen bei den Stadt- Dnd Gemeiadentswahlen 

iD 49 StUten des Landes Rhelnland-Pfalz, 1974-1984 (Angaben: absolute Zahlea) 

1914 1919 1984 MW 

nicht vertreten 11 11 15 9 
0,1- 4,9 Prozent I 5 2 8 
5,0- 9,9 Prozent 13 18 13 13 

10,0-14,9 Prozent 9 1 8 10 
15,0-19,9 Prozent 4 5 4 5 
20 Prozent und mehr 5 3 1 4 

Mittelwert 8,00 8,36 8,85 8,40 
Standardabweichung 1,54 1,14 8,32 6,65 
N 49 49 49 49 

Tabtllt Ib 
Gewione und Veduste der Wllhlergruppea iD Rhelnland-PfaIz, 1974-1984 

1914/19 1919/84 

bis 5 Prozent Verluste 1 2 
4,99 bis 0,00 Prozent Verluste 23 28 
0.01 bis 4,99 Prozent Gewinne 14 13 
5,00 Prozent Gewinne und mehr 5 6 
Mittelwert 1,01 0,10 
Standardabweichung 1,01 4,88 
N 49 49 
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Wie im Landesdurchschnitt läßt sich inden einzelnen Städten und Gemeinden 
kein genereller Bedeutungsverlust der Wählergruppen feststellen. Zwar schieden 
sie zwischen 1974 und 1984 aus zwei städtischen Vertretungskörperschaften aus 
und mußtcn in weiteren Städten zwn Teil erhebliche Stimmenverluste hinneh· 
men. Dem standen jedoch einzelne spektakuläre Erfolge gegenüber. In mehre
ren Untersuchungseinheiten gelang den Wählergruppen 1979 oder 1984 auf 
Anhieb der Einzug in die Kommuoalvertretung. in anderen erzielten sie 
Stimmengewinne zwischen 10 und 20 Prozent er.belle 1 b). Im allgemeinen 
gelang es ihnen im untersuchten Zeitraum. ihre Position im lokalen politischen 
System zu festigen und den mit der kommunalen Gebietsreform verbundenen 
Schrumpfungsprozeß auf;glhalten. Der durch die Wählergruppen repräsentierte 
partei- und konfliktfreie Politikstil findet in einigen Städten des Landes 
Rheinland-Pfalz nach wie vor große Zustimmung. 

3.2 Die Fraktiooalisierung des lokalen Parteleosystems 

Obgleich die Wählergruppen in einzelnen Städten eine starke Position 
einnehmen, konnten sich in den verhandsfreien Gemeinden insofern parteien
staatliche Formen der politischen Willensbildung durchsetzen, als die im 
Bundestag vertretenen politischen Parteien die weitaus überwiegende Zahl der 
Ratsmandate kontrollieren. Damit entwickelten sie sich zu wichtigen Vermitt
lungsinstanzen im Austauschprozeß zwischen der Bevölkerung und den lokalen 
Führungsgruppen. Als Einrichtungen zur Artikulation, Aggregation. Politisie
rung und KanaIisierung sozialer Konflikte nehmen die Parteien in Konkurrenz
und in Konkordanzdemokratien eine derart zentrale Position ein. daß man 
Ujpharls Regimetypologie in weiten Teilen als Derivat einer Theorie des 
Parteienkonfliktes bezeichnen kanu. Nahezu alle in seiner Beschreibung demo
kratischer Systeme benutzten Merkmale basieren auf Eigenschaften des Par
teiensystems oder steben mit ihnen in Verbindung. 

Als Merkmal zur Abgrenzung konkordanz- und mehrheitsdemokratischer 
Parteistrukturen benutzt Lijpharl zunächst die Zahl der im Parlament vertrete
nen Parteien. Demnach zeichnen sich Mehrheitsdemokratien durch Zweipar
teiensysteme. Verhandlungsdemokratien durch Vielparteiensysteme aus. Aller
dings hält Lijphart die Unterscheidung zwischen Zwei- und Vielparteieosyste
men für zu einfach. Er sch1ägt statt dessen vor. einen Index der "effektiven Zahl 
der Parteien" zu berechnen, in den neben der Zahl der im Parlament vertretenen 
Parteien deren Stärke eingeht. Auf diese Art und Weise erhält man differenzier
tere Informationen über den Wettbewerbsgrad in Zweiparteiensystemen und 
über das Ausmaß der Fragmentierung von VielparteiensystemenlJ . Nach 
LijphaTI sind - in Abhängigkeit von der Zahl der Konfliktlinien und der Stärke 
der Konfliktparteien - Wettbewerbsstrukturen zu erwarten. die zwischen den 
Extremen eines Ein-Parteien-Dominanzsystems und eines fragmentierten Viel-

:, Vgl. Arend LljpluJr,.' Democracies. S. 17. 26, 16fT. 
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parteiensystems mit mehreren annähernd gleichstarken Parteien liegen. An der 
Zahl der in einer Gemeinde auftretenden Parteien läßt sich insoweit ablesen, wie 
stark das lokale politische System durch alte und neue Spaltungslinien geprägt 
ist und in welchem Maße zwei große Parteien ausreichen, um. die vorhandenen 
politischen Konflikte zu kanalisieren und auf diese Weise einen klar strukturier
ten Wettbewerb um die politische Führung einer Gemeinde zu ermöglichen. 

Die Fragmentierung des Parteiensystems läßt sich durch verschiedene Indizes 
messen, von denen der Rae-Index besonders gebräuchlich ist26 • Er varuert 
zwischen den Werten 0 (Kontrolle sämtlicher Parlamentssitze oder Wählerstim
men durch eine Partei) und nahe t (Kontrolle jedes Parlamentssitzes durch eine 
andere Partei). Der Wert 0,5 indiziert das Auftreten von zwei Parteien mit gleich 
großer Mandats- oder Stimmenz.ahl". Der übersichtlichkeit halber werden 
nachfolgend die Rae-Werte (R) der einzelnen Städte zu vier Gruppen mit einem 
unterschiedlichen Fragmentierungsgrad des lokalen Parteiensystems zusam
mengefaBt: 

(t) Städte mit einem schwachen Parleienwettbewerb aufgrund einer ausge
prägten Dominanz einer Partei (R < 0,45) 

(2) Städte mit einem annähernd bipolaren Parleienweubewerbssyslem (0,45 < 
R < 0,55) 

(3) Einheiten mit Mehrparteiensystemen, aber einer Konzenlralionslendenz 
auf zwei große Parleien 0,55 < R < 0,65) und 

(4) Städte mit einem slarkfragmemierlen Parleiensyslem (R > 0,65). 

Die durchschnittliche Fraktionalisierung der Parteiensysteme unserer 49 
UntersuchuDgseinheiten in allen drei Wahlperioden liegt bei einem Wert von 
0,575 und ist damit etwas schwächer als auf der Bundesebene (1987: 0,637, im 
Durchschnitt der Jahre 1949 -1987: 0,640). Dies geht auf die Existenz zahlreicher 
CDU- und SPD-Hochburgen zurück. 

Dennoch stellt das konzentrierte Vielparteiensystem, wie auf der Bundes- und 
Landesebene, den weitaus häufigsten Typ dar. Es zeichnet sich durch das 
Vorhandenseio zweier großer Parteien und einer kleinen Partei aus18• Mit 
deutlichem Abstand folgcn die für Mehrbeitsdemokratien typischen bipolaren 
Wettbewerbssysteme. Dominanzsysteme und stark fragmentierte Parteiensyste
me dagegen sind relativ seIten. Zwischen 1974 und 1985 nahm die Fraktionali
sierung des lokalen Parteiensystems nur leicht zu (Tabelle 2a). Somit kam der 
langfristig zu beobachtende Prozeß der Konzentration des lokalen Parteiensy
stems 29 in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre zum Stillstand. 

26 Vgl. Douglas W. Rae: A Note on thc Fractionalization of Same European Party 
Systems. in: Comparalive Political Studies I (1968), S. 413-418. 

:rJ Der Wert wird folgendennaßen berechnet: R = 1 - L(PJr _ l . . -'I. 

U Der cnnittelte Durchschnittswert von 0,575 wird z. B. dann erreicht, wenn die 
starkstc Partei über 49 Prozent, die nächstgrößere über 42 Prozent der Stimmen verfügt 
und zudem eine kleine dritte Partei mit einem Stimmenanteil von 9 Prozent auftritt. 

20 Vgl. die Belege bei Oscar W. Gabriel: Struklurprobleme. 
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Berechnet man den Rae-Index auf der Basis der Slimmenallleile der Parteien 
und Wählergruppen, und nicht auf der Grundlage ihres Manda/san/eiles in den 
Kommunalvertrelungen. dann zeigt sich die Tendenz zur Pluralisieruog der 
lokalen Parteiensysteme etwas deutlicher (Tabelle 2b). Hinter dieser Entwick
lung stehen aber zwei deutlich voneinander zu unterscheidende Prozesse: Im 
Zeitraum 1974/1979 konnten die Freien Wählergruppen ihre Position auf 
Kosten der beiden Großparteien. besonders der CDU. stabilisieren. Im zweiten 
Untersuchuogsabschniu etablierten sich dagegen die Grünen, was vornehmlich 
zu Lasten der SPD ging. Die Wählergruppen waren an der weiteren Fraktionali· 
sierung des lokalen Parteiensyslems zwischen t 979 und 1984 kaum noch 
beteiligt. 

Die geringfügig steigende Fraktionalisieruog des lokalen Parteiensystems 
wirkte sich aus verschiedenen Gründen nur bedingt auf die parteipolitische 
Zusammensetzung der Kommunalparlamente aus. Erwähnenswert ist in diesem 
Zusammenhang die Fünf-Prozent-Klausel, die bislang in vielen Fällen den 
Einzug kleiner politischer Gruppierungen in die Kommunalvertretungen ver
hinderte. Darüber hinaus war mit dem Erfolg der Grünen etwa in einem Drittel 
aller Fälle das Scheitern der FDP oder der Wählergruppen verbunden, so daß 
ihre parlamentarische Präsenz nicht zu einer stärkeren Fraktionalisierung der 
Kommunalparlamente führte. Schließlich beeinJIußt auch die besondere Ent
wicklung in einigen Städten, in denen der Fraktionalisierungsgrad im Gegensatz 
zum allgemeinen Entwicklungsmuster abnahm, den Mittelwert des Rae
Indexes. 

So treffen wir in den 49 Gemeinden während der drei Untersuchungsperioden 
recht unterschiedliche Wettbewerbsstrukturen an. Sieht man vom atypischen 
Fall einer Gemeinde ab, in der die CDU 1979 keinen gültigen Wahlvorschlag 
präsentierte, dann variiert der Rae-Index zwischen einem Minimum von 0,363 
(Grafschaft, 1974) und einem Maximum von 0,697 (Sinzig, 1984). Im ersten 
Falle kontrollierte die CDU mehr als drei Viertel aUer Ratssitze, die verbleiben
den 23,8 Prozent der Mandate entfielen auf die SPD. Im zweiten Falle arbeiten 
in der Kommunalvertretung fünf Fraktionen, wobei die SPD und die FWG 
jeweils 22,2 Prozent der Ratsmandate halten (CDU 44,4, Grüne 7,4, FDP 3,7 
Prozent). Trotz einer gewissen Auflockerung des lokalen Parteiensystems 
verloren die beiden großen Volksparteien nicht ihre führende Position in der 
Kommunalpolitik; denn selbst im ungünstigsten Falle kontrollierten CDU und 
SPD gemeinsam zwei Drittel der Ratsmandate. 

Wie aus der Analyse des Stimmenanteils der Freien Wählergruppen und der 
Fraktiooalisieruog des lokalen Parteiensystems hervorgeht, verstärkten sich 
zwischen 1974 und 1984 die wettbewerbsdemokratischen Elemente in der 
kommunalen Selbstverwaltung nicht. Vielmehr besteht die konkordanzdemo
kratische Selbstvcrwaltungstradition fort. Die mit der kommunalen Gebietsre
form einhergehende Umverteilung des politischen Einflusses von den Wähler
gruppen auf die Bundestagsparteien setzte sich nach dem Eode der Territorialre
form nicht fort. Zwar kontrollieren die CDU und die SPD die meisten Sitze in 
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Tabelfe 2a 
Die }·raktlonallsleruog des Parteiensystems In dea Kommon.ahertretuagea 

der 49 Sllidle des Laudes RIIeiDhnd-Pralz, 1974-1984 

1974 1979 1984 MW 

HegemonialsYSlcmc 3 1 1 0 
bipolare Wettbewerbssysteme 12 14 13 15 
k.onzentrierte Viclpancicnsystemc 30 28 29 32 
fragmentierte Vielparteiensysteme 4 5 6 2 
Mittelwert (Rae Index) 0,569 0,570 0,586 0,575 
Standardabweichung 0,066 0,066 0,056 0,051 
N 49 49 49 49 

Tabelldb 
Die Fnktfoaa.Usierung des Pal'telensystems bei dea KommunaJ"ahlea 

1D 49 Sllidte. des Laudes RIIeiDhnd-Pralz, 1974-1984 

1974 1979 1984 MW 

Hegcmonialsysteme 2 0 1 0 
bipolare Wettbewerossysteme 7 9 6 5 
konzentrierte Viclpaneiensystemc 31 32 28 38 
fragmcntierte Vielparteiensysteme 9 8 14 6 
Mittelwert (Rae Index) 0,594 0,600 0,612 0,602 
Standardabweichung 0,066 0,047 0,057 0,049 
N 49 49 49 49 

den Kommunalvertretungen der 49 rheinland-pfälzischen Städte, doch gibt es 
nach wie vor einige Hochburgen der Wählergruppen, in denen diese den 
Mandatsanteil einer der großen Parteien erreichen und vereinzelt sogar 
übertreffen. 

Die seit 1979 erkennbare zunehmende Fraktionalisiecung des lokalen Par
teiensystems geht vornehmlich auf das Auftreten der Grünen zurück. Diese 
Entwicklung läßt sich nur bei einer oberflächlichen und formalistischen 
Betrachtung als Verstärkung konkordanzdemokratischer Strukturen interpre
tieren. Obgleich die Möglichkeit besteht, daß die Mehrheitsverhältnisse in den 
Kommunalvertretungen eine Zusammenarbeit zwischen den großen Parteien 
erzwingen, ist dies nicht zwangsläufig der Fall. Alternativ hierzu kann es auch 
zur Herausbildung eines bürgerlichen und eines linken Blockes in den Kommu
nalparlamenten kommen, in dessen Gefolge Konflikte eher intensiviert als 
abgebaut werden. Welche dieser bciden Konstellationen häufiger auftritt, läßt 
sich aufgrund der verfügbaren Daten nicht entscheiden, sondern müßte durch 
Einzelfallstudien geklärt werden. 
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4. Führungs- und Koalitionsstrukturen 

Im Unterschied zur nationalen Politik hat die Kommunalpolitik nach 
vorherrschender Auffassung vornehmlich mit der Regelung von Sachfragcn zu 
tun. politische Gestaltungsaufgaben oder ideologisch begründ bare Richtungs· 
entscheidungen treten demgegenüber in den Hintergrund. Dieses Verständnis 
der Kommunalpolitik als sachbezogener Verwaltungsarbeit betrifft nicht allein 
die Rolle der Parteien bei der Rekrutierung der Ratsmitglieder. sondern es 
beeinfiußt auch deren Stellung bei der Wahl der Verwaltungsspitze. An zwei 
Merkmalen kann man die Relevanz der traditionellen, parteifreien und der 
modemen parteicnstaatlich-wcttbewerbsorientierten Führungsstrukturen fest· 
machen: an der parteipolitischen Zusammensetzung der Verwaltungsspilze und 
an der Parteizugehörigkeit des Verwaltungschefs. 

4.1 KoaUtionsstrukturen 

Zu den wichtigsten Merkmalen der Regimetypologie Lijpharls gehören die 
Aussagen über die Führungsstruktur des politischen Systems. Für Mehrheitsde· 
mokratien sind demnach Ein·Parteien·Kabioette und eine Verschmelzung 
legislativer und exekutiver Funktionen typisch, dagegen zeichnen sich Verband· 
lungsdemokratien idealiter durch Allparteienkoalitionen und eine klare Macht· 
und Funktionstrennung zwischen Legislative und Exekutive aus. Aufgrund der 
Struktur des Parteiensystems sind diese modellhaften Lösungen häufig nicht 
realisierbar. In dicscn Fällen werden die politischen Führungsgruppen in 
Mehrheitsdemokratien zur Bildung von Mindestgewinnkoalitionen tendieren, 
in Verhandlungsdemokratien wird man demgegenüber übergroßen Koalitionen 
den Vorzug geben. Erstere umfassen nur die zur Bildung einer Mehrbeitsregie· 
rung erforderliche Mindestzahl von Partnern, letztere streben dagegen eine 
breitere Basis an, die häufig die beiden stärksten Parlamentsparteien ein· 
schließt JO. 

In der nationalen Politik der Bundesrepublik entwickelten sich trotz eines 
Vielparteiensystems mehrheitsdemokratische Führungsstrukturen. Mit Aus· 
nahme der Jahre 1966 bis 1969 war das politische Leben durch einen klaren 
Dualismus zwischen einem regierenden und einem opponierenden Parteien· 
block bestimmt. Zwar wurde das Prinzip der Bildung von Mindestgewinn
Koalitionen auch 1953 bis 1961 durchbrochen, doch blieb der Gegensatz 
zwischen der CDU / CSU und der SPD auch während dieser Periode das 
strukturbestimmende Merkmal des Parteienwettbewerbs. 

Auf der lokalen Ebene ist eine derartige Konstellation alles andere als 
selbstverständlich. Zunächst begünstigt das traditionelle Selbstverwaltungsden
ken eine Praxis, die Grauhan3J etwas überspitzt? im Kern aber zutreffend, als 

30 Arend Lijphafl: Dcmocracics, S. 46fT. 
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.. Gesetz der Großen Koalition" beschrieb. Das Kommunalverfassungsrecht 
verstärkt die Tendenz zur Bildung übergroßer Koalitionen. Zwar wählt der Rat 
in Rheinland-Pfalz wie in den meisten anderen Bundesländern die Verwaltungs
spitze, doch überschreitet deren Amtszeit die der Kommunalvertretung. Da 
zudem die Abwahl einzelner Mitglieder der VelWaltungsspitze relativ schwierig 
ist, besteht in der KommunalpoJitik kaum eine Möglichkeit. die parteipolitische 
Zusammensetzung der Verwaltungsspitze, wie in der nationalen Politik, sicb 
verändernden Mehrheiten in der Kommunalvertretung anzupassen3l• 

Auf der anderen Seite gibt es seit einiger Zeit Kritik am vorherrschenden 
Koalitionsverhalten der Lokalparteien. In der politischen Praxis wie in der 
Wissenschaft wird eine Diskussion über die "Parlamentarisierung der Kommu
nalpolitik" geführt, die die Verstärkung des Parteienwettbewerbs und die 
Trennung der Regierungs- von der Oppositionsfunktion thematisierfll . Eine 
stärkere InstitutioDalisierung VOQ Elementen parlamentarischer Parteienregie
rung in der Kommunalverfassung, wie sie z. B. die Regelung der Hessischen 
Gemeindeordnung mit der Möglichkeit zur Abwahl hauptamtlicher Magistrats
mitglieder nach einer Kommunalwahl vorsieht, entspräche der veränderten 
Rolle der Parteien und Fraktionen in der Kommunalpolitik und implizierte 
einen Bruch mit der für die deutsche Kommunalpolitik charakteristischen Form 
konkordanzdemokratischer Verwaltungsführung. 

Trotz der institutionellen und kulturellen Restriktionen für eine Anwendung 
mehrheitsdemokratischer Prinzipien bei der Rekrutierung der kommunalen 
Verwaltungsspitze lassen sich LiJpharts Überlegungen über die Koalitionsmu
ster in Mehrheits- und Verhandlungsdemokratien auf die kommunale Ebene 
beziehen. In einigen Gemeinden ennöglichen die parteipolitischen Mehrheits
verhältnisse die Bildung von .. Einparteienregierungeo·" und der Abschluß von 
Allparteienkoalitionen ist im rheinland-pfälzischen Kommunalrecht nicht 
zwingend vorgeschrieben. Aus den vorhandenen Koalitionsstrukturen ergeben 
sich insofern Hinweise auf die Verbreitung konkordanz- und mehrheitsdemo
kratiscber Strukturen in der Kommunalpolitik rhein land-pfälzischer Städte. 

Erstaunlicherweise zeigen sich die deutlichsten Veränderungen des lokalen 
Parteieosystems im Koalitionsverhalten der Lokalparteien34 • Zwischen 1974 

11 Rolf Richard Grauhan: Der politische Willensbitdungsprozcß, in: Der Bürger im 
Staat 2t (t97t), S.106-ttt, S. to8. 

II Vgl. zu deo instilutioneUen Rahmenbedingungen in Rheintand·Pfalz Heinz Dreihus: 
Die Bürgc:nneisterverfassung in Rheinland-Pfalz., im Saarland und in SchJeswig-Holstein, 
in: Günter PüUncr (Hrsg.): Handbuch der kommunalen Wissenschaft und Pra~s, Bd. 2, 
Berlin t982, S. 24t -263. 

)J Vgl. Rainer Frey. Karl-Heinz Naßmacher: Parlamentarisierung der Kommunalpoli
tik. in: Archiv fiir Kommunalwissenscharten J4 (1975), S. 195-212; Oscar W. Gabrlel: 
Parlamenlarisierung; in institutioneller Perspektive: Michael Borchmann. Emil Vesper: 
Reformprobleme im Kommunalverfassungsrecht, Stuttgart u.a. 1976 . 

.M Der Analyse der Koalitionsstrukturen und der parteipolitischen übereinstimmung 
von Bürgermeister und Ratsmehrheil wurden die Gegebenheiten am Beginn der Wahlpc-

2S Obemdoder/Sduniu 
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und 1984 narundic Tendenz der Mehrheitspartei des Rates, die Verwaltungsspit
ze exklusiv zu kontrollieren, deutlich zu. In der Wahlperiode 1974/1979 war das 
Verhältnis zwischen mehrheits- und verhandluogsdemokratischen Koalitions
mustern 14 zu 27~ in der vergangenen Wahlperiode dagegen war es mit 20 zu 20 
Fällen ausgewogen. Besonders nahm die Neigung zu, die Verwaltungsspitzc 
ausschließlich durch Vertreter der Mehrheitspartei zu beschicken. Dies war 1974 
in sieben, 1984 bereits in 14 Städten der Fall. Gleichwohl kommen übergroße 
Koalitionen 1974 wie 1984 am häufigsten vor, gefolgt von deo Einparteienver
wallungen (Tabelle 3). Der Begriff der Mindestgewinokoalition ist sehr weit 
gefaßt. Er schließt auch Koalitionen zwischen der CDU und SPD ein, sofern 
keine dieser heiden Parteien über die absolute Mehrheit der Sitze verfügt. Jedoch 
ergibt sich auch bei einer restriktiveren Verwendung dieses Konzepts keine 
wesentlich andere Situation. Koalitionen mit der kleinstmögtichen mehrheitsbil
denden Sitxzahl oder der kleinstmöglichcn Zahl beteiligter Parteien waren 
1974/1979 noch relativ häufig, in der Folgezeit jedoch nahm die Verbreitung 
dieses Typs von Mindestgewinnkoalitionen zugunstcn der übergroßen Koali
tion ab. 

Tab.II.3 
KoolJUODSSlrukt .... IA 49 Sild"'. des Laudes Rheinlaud-P!a1z, 1974-1984 

1974 1979 1984 

Einparteienfübrung 7 10 14 
Mindestgewinnkoalitiooa

) 7 8 6 
davon MindestgrößenkoaJitionb) (4 2 1) 
Übergroße Koalitionen 20 17 17 
ÜbergtoBe Koalitionen" (23 23 22) 
Allparteienkoalition 7 6 3 
keine Angaben 8 8 9 
N 49 49 49 

a jede beliebige Mindestgewinnkoalition. 
b Minimum.Size und Bargaining Proposition Koalitionen. 
C Bei Verwendung der restriktiveren Fassung des Mindes1gewinnkritCriums. 

Die partei politische Zusammensetzung der Koalitionen variiert stark. Sehr 
verbreitet sind Koalitionen zwischen der CDU und der SPD, obgleich in den 
betreffenden Städten vielfach auch Koalitionen einer großen mit einer kleinen 
Partei möglich gewesen wären. Die Verbreitung übergroßer Koalitionen bat 
sicherlich damit zu tun, daß die rechnerisch mögliche kleinere Mindestgewinn
Koalitionen vielfach nur über eine schmale Basis im Rat verfügten und wegen 
der Schwäche der FDP in der KommunalpolitiJc. mittel- und langfristig 
besonders instabil wären. Wie sich zeigt, schließt eine ideologische Distanz 

riode des Rates zugrundegelegt. Während der Wahlperiode eingetretene Veränderungen 
blieben unberücksichtigt. 
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zwischen den nationalen Parteiorganisationen eine Zusammenarbeit ihrer Orts
bzw. Kreis-/Unterbezirksorganisationen nicht aus. Es wird vielmehr nahezu 
jedes mögliche Koalitionsmodell praktiziert. Von dieser Feststellung sind 
lediglich die GRÜNEN auszunehmen, die in keiner Stadt in die Verwaltungs
führung eingebundeD waren. 

Bei einer Stabilisierung der Position der GRÜNEN könnte sich die beobacht
bare Zunahme mehrheitsdemokratiscber Arrangements, die sich gegenwärtig 
vornehmlich in der Installierung von Ein-Parteien-VerwaItungen manifestiert, 
möglicherweise verstärken. Dies ist vor allem dann zu erwarten. wenn eine 
Stärkung der Position der postmaterialistischen Linken in der SPD eiDe klarere 
ideologische Differenzierung in ein linkes und ein bürgerliches Lager nach sich 
ziehen sollte. 

4.1 Die Rekndierung der hauptamtlichen Bürgermeister 

In den von Lijphart in Anlehnung an Riker3S präsentierten KoalitionsmodeI
leD richtet sich das Interesse auf die parteipolitische Zusammensetzung der 
Kabinette. die RoUe des Regierungschefs wird nicht gesondert erörtert. Wie die 
meisten deutschen Kommunalverfassungen zieht auch die Gemeindeordnung 
von Rheinland-Pfalz eine klare institutioneUc Trennlinie zwischen dem Verwal
tungschefund dem Rat. Beide stellen eigenständige Verwaltungsorgane dar. Die 
divergierenden Wahlperioden des Rates und der hauptamtlichen Verwaltungs
spitze unterstreichen dies. Eine Folge hiervon ist. daß der VerwaJtungscbefnicht 
notwendigerweisc der Mehrheitspartei des Rates angehört, daer auch nach einer 
Wahlniederlage der ihn tragenden Partei bis zum Ende seiner Wahlperiode im 
Amt bleiben kann. Zusätzlichen Rückhalt findet die große Selbständigkeit des 
Bürgermeisters inder auch heute noch weit verbreiteten Vorstellung. die Leitung 
einer Kommunalverwaltung sei eine rein fachbezogene Aufgabe. die man von 
parteipolitischeo Erwägungen freihalten solle. Partei politischen Faktoren wird 
demnach eioe vergleichsweise geringe Bedeutung als Rekrutierungskriterium 
für leitende administrative Funktionen zugeschrieben, wichtiger sind angeblich 
Fähigkeiten in der Verwaltungsführung und Verwaltungserfahruogeol6• Die 
beschriebenen institutionellen u~d kulturellen Rahmenbedingungen führten in 
der Vergangenheit vielfach zur Wahl parteiloser Bürgermeister. einer in Baden
Württemberg auch heute noch weit verbreiteten konkordanzdemokratisch
antiparteienstaatlichen Praxis3'. 

3) William H. Riker: Tbe Theory of Political Coalilions, New Haven 1962. 
36 Vgl. z. B. Oscar W. GabdeI: Mängelanalyse. 2340'.; vgl. auch Hans Geerg WellUng: 

Die RoUe des BÜTgenneisters im politischen System der Gemeinde. in: Oscar W. Gabriel 
(Hrsg.): Kommunale Demokratie zwischen Politik und Verwaltung, München 1988, 
S. 22t -235. 

31 Vgl. Hans Georg Weh/mg. H. Jorg Siewer/: Der Bürgermeister in Baden-Württem
berg. Eine Monographie. Stuttgart J988 (2. Aun.), S. 70fT. 

2>' 
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Etwas schwieriger zu beurteilen ist die Bedeutung der Wahl eines nicht der 
MehrheilSpartei des Rates angehörigen Bürgermeisters. Sie kanD sowohl auf die 
Wirksamkeit administrationsbezogener Rekrutierungskriterien als auch auf 
Koalitionsabsprachen zwischen mehreren Ratsparteien im Sinne des Mindest· 
gewinnkriteriums basieren. 

In den 49 Städten von RheinIand-Pfalz stellt der parteilose Bürgermeister 
mittlerweile die Ausnahme dar. Lediglicb in einer Stadt (Sinzig) amtierte 
während des gesamten Untersuchungszcitraumes ein parteipolitisch nicbt 
gebundener Verwallungscbef. Dabei handelte es sich um eine Gemeinde mit 
einem stark rraktionalisierten Parteiensystem, einem hohen FWG-Stimmenao
teil und einer Dominanz übergroßer Koalitionen. Im Jabre 1970 war die Wahl 
parteiloser Bürgermeister noch wescntlich häufiger: acht der 32 Verwaltungs
cbefs der Mitgliedslädte des rheinland-pfälzischen Slädteverbandes gebörten 
damals kerner Partei anlS. In den hauptamtlich verwalteten Gemeinden trat 
somit gegenüber der Zeit vor der Territorialreform eine deutliche Veränderung 
der Rekrutierung der Bürgermeister und der Oberbürgermeister ein, die die 
lokal politische Führungsrolle der Parteien stärkte. 

In etwa zwei Dritteln aller Städte gebörte der Verwaltungscbef der Mebrbeits
partei des Rates an, nur in fünf Städten war dies während des gesamten 
Untersuchungszeitraumes nicht der Fall. Diese KonsteHation ergab sich in der 
Regel aus einem Wechsel der Ratsmehrheit bei der vorangegangenen Kommu· 
nalwahl: Der während der vorigen Wahlperiode von der Mehrheitspartei 
gewählte Bürgermeister blieb auch nach der Wahlniederlage seiner Partei im 
Amt. Insgesamt blieb die parteipolitische Übereinstimmung von Bürgermeister 
und Ratsmebrheit während der untersuchten Wahlperioden ziemlich konstant 
(fabelle 4). 

5. Das Konruktniveau bei kommunalen Permloal- und 
Sachentscheidungen 

Hinter den bisherigen Analysen stand die Annahme, daß die Kontliktregulie
rung durch das Mehrheits- bzw. Verhandlungsprinzip sich in unterschiedlichen 
institutionellen Strukturen niederschlägt. Das verfügbare Datenmaterial gab 
jedoch keine Möglichkeit. die Frage zu prüfen. ob die beschriebenen Führungs
strukturen tatsächlich primär aus Verhandlungsprozessen oder aus Mehrheits
entscheidungen hervorgegangen sind. Demnach ist es wünschenswert, die 
Beschreibung der StrukturmerJanale des lokalen Parteiensystems durch weitere 
Infonnationen über die Bedeutung von Konflikt und Konsens in kommunalen 
Entscheidungsprozcssen zu ergänzen. 

In mehreren Arbeiten wurde auf die Neigung der Kommunalparlamente 
verwiesen, Entscheidungen einstimmig zu treffen39 • Dies ist allerdings kein 

311 Vgl. Oscar W. Gabriel: Die kommunalc Selbstvcrwaltung, in: Pctcr Haungs (Hrsg.): 
40 Jahre Rhcinland·pralz. Eine politischc Landeskunde. Mainz 1986. S. 383-416, S. 411 . 
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Tabelle 4a 
Die Zugeböripelt des Bl1qermelsters/Oberbl1qermelslers zur Mehrhelt,pulei 
der Kouuuuaalvermlung In 49 Silidteu des Landes Rbeinland-Pfalz, 1974-1984 

1974 1979 1984 

keine Übereinstimmung 12 9 12 
Übereinstimmung 3S 38 34 
keine Angaben 2 2 3 

N 49 49 49 

Tabelle 4b 
Dauer der Zugeböripeit des BUrcermelsters/OberbUrcermeisters zur MehrbeUspanei 

In 49 Städteu des Lande, Rb.inland-Pfalz, 1974-1984 

keine Wahlperiode 
eine Wahlperiode 
zwei Wahlperioden 
drei Wah1perioden 
keine Angaben 

N 

S 
7 
6 

28 
3 

49 

Spezifikum des Beschlußverhallens kommunaler Organe. sondern es läßt sich 
auch in der Gesetzgebungstätigkeit des Bundestages feststellen . Da sich ein 
beträchtlicher Teil der Ratsentschc:idungen auf Routineangelegenheiten bzw. 
aur die Regelung politisch unkontroverser administrativer Einzelfragen bezieht, 
sollte man das vorherrschende Entscheidungsverhalten der Kommunalvertre
tung nicht ohne weiteres als Indikator konseqsdemokratischer Strukturen 
interpretieren. Sinnvoll ist eine derartige Interpretation allerdings, wenn auch 
bei kommunalen Schlüsselentscheidungen wie der Wahl des Bürgermeisters 
oder der Abstimmung über den Kommunalhaushalt das Konsensprinzip 
vorherrscht. 

Die praktische Relevanz der Entscheidungsfelder Bürgenneisterwahl und 
Elatabslimmung für unser Unlersuchungslhema liegt auf der Hand. Bei der 
Bürgenneistcrwahl können die Mehrheits- und die Minderheitsparteien in den 
Kommunalparlamenten durch die Nominierung von Kandidaten ihren Füh
rungsanspruch demonstrieren. Der Wettbewerbscharakter der Kommunalpoli
tik tritt um so deutlicher hervor, je mehr die Minderheitspartei dazu tendiert, 
den kommunalpolitischen Führungsanspruch der Mehrheitspartei durch ein 

30 Vgl. empirische Belege bei Hans Ulrich Derlien u.a.: Kommunalverfassung und 
kommunales Entscheidungssystem. Eine vergleichende Analyse in vier Gemeinden, 
Meisenheim am Glan 1976; Oscar W. Gabriel: Parlamentarisierung; Helmut Köser und 
Marion CaspeTs-Merk. a.a.O. 
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eigenes Kandidatenangebot zu bestreiten. An der Praxis der Beratung und 
Beschlußfassung über den Kommunalhaushalt als ... Regierungsprogramm in 
Zahlen" lassen sich ebenfalls konsensuale und konflikläre Strukturen aufzeigen: 
Wie in der Bundes- und Landespolitik bietet die Beratung des Haushaltes auch 
in den Kommunen den Minderheitsfraktionen die Möglichkeit, sich kritisch mit 
der Politik der Ratsmehrheit und der Verwaltung auseinanderzusetzen. Der 
Wettbewerb zwischen Regierung und Opposition findet aur der Bundesebene 
unter anderem in der Ablehnung des Bundesbaushaltes durch die Opposition 
seinen Ausdruck. Auch in der Kommunalpolitik ist eiDe derartige Konstellation 
vorstellbar, infolge der Verbreitung übergroßer Koalitionen allerdings weniger 
wahrscheinlich. 

Für 44 der 49 untersuchten Gemeinden liegen Daten über das Abstimmungs
verhalten der Kommuoalvertretung bei den heiden genannten Schlüsselent
scheidungen vor. Das Konruktniveau bei Personalentscheidungen wurde an
hand der Wahl des gegenwärtig amtierenden Oberbürgenneisters bzw. Bürger
meisters unter.;ucht. Dabei kam es in mehr als der Hälfte aller Fälle (n = 23) zu 
Kampfabstimmungen um das Amt des Verwaltungschefs. Eine einstimmige 
Wahl war nur in vier Städten zu verzeichnen. In den verbleibenden 17 Fällen trat 
zwar nur ein Kandidat zur Wahl an, aber es wurden einige Gegenstimmen 
abgegeben. Demnach scheint die Besetzung der politisch-administrativen 
FühruogspositioD in der Mehrzahl der Untersuchungseinheiten Gegenstand 
parteipolitischer Konflikte zu sein. 

Die für die Abstimmung der Kommunalvertretung über deo Kommunalhaus
halt verfügbaren Daten decken den Zeitraum 1978 bis 1984 ab. Bedauerlicher
weise konnte das für unsere Fragestellung maßgebliche Abstimmungsverhalten 
der einzelnen Ratsfraktionen nicht ermittelt werden. Statt dessen liegen nur 
lnfonnationen über die Zahl der abgegebenen Ja- und Nein-Stimmen sowie der 
Stimmenthaltungen vor. Auf dieser Datenbasis wurden die Entscheidungen in 
den sieben Jabren unter dem Gesichtspunkt der Einstimmigkeit bzw. Nicht
Einstimmigkeit klassiflZiert. Dies Vorgeben leidet zwar an einer gewissen 
Unschärfe. die sichjedocb auch bei einer weitergehenden Differenzierung kaum 
vermeiden ließe. 

In den untersuchten sieben Jabren variierte der Anteil einstimmiger Haus
haltsentscheidungen zwischen 54,5 (1979 und 1983) und 38,6 Prozent (1982; vg!. 
Tabelle 5). Eine generelle Entwicklungsrichtung läßt sich im Abstimmungsver
halten nicht erkennen. Im Durchschnitt der sieben Jahre ergibt sich rast ein 
gleich großer Anteil konfliklärer und einstimmiger Entscheidungen (48% zu 
52%). Jedoch ist das Verhältnis von Konsens und Konflikt in den 44 Städten 
sehr unterschiedlich ausgeprägt. In fünf Städten wurden sämtliche sieben 
Haushaltsentscbeidungen einstimmig getroffen, in drei Städten verlief jede: 
Abstimmung kontrovers . Die weitaus meisten Fälle konzentrierten sich auf die 
Skalenwerte 4 und 5 (n = 21). Somit waren bei den meisten Haushaltsentschei
dungen Gegenstimmen zu verzeichnen, andererseits kamen aber auch etliche 
einstimmige Beschlüsse vor. 
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TQbtll~ Sa 
Das AbsdmmUDgSl'erhalten der Komml1Dl.lvertretun&ea 

bei HaosbaltsenlsdteJdaneen, 1978 bis 1984 

1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 

einstimmig 23 24 18 19 17 24 23 
nicht einstimmig 21 20 26 25 27 20 21 
keine Angaben 5 5 5 5 5 5 5 
N 49 49 49 49 49 49 49 

Tab,lIe Sb 
Kamolierte AbstlmmDDgSergebnlsse In deo 49 oote ... ", ... Slidteo, 1978 bis 1984 

Zahl der kon.fliktären Entscheidungen: 
k<lne 0 

1 
2 
3 
4 
5 
6 

alle 7 

keine Angaben 

N 
Mittelwert 
Standardabweichung 
Exzeß 
Schiefe 

6, Struktunnuster lokaler Demokratie 

Städte: 
5 
2 
6 
3 

10 
11 
4 
3 
5 

49 
3,705 
2,018 

--<l,649 
--<l,429 

Die Zusammenstellung von Strukturmerkmalen nationaler und lokaler 
politischer Systeme stellt nur einen ersten Schritt auf dem Wege zu einer 
System typologie dar. Eine solche Typologie darf in den empirischen Wissen
schaften nicht ausschließlich auf Plausibilitätsüberlegungen basieren, sondern 
sie bat sich darüber hinaus in der empirischen P,wung zu bewähren. Demnach 
stellt sich im Anschluß an die bisherigen Erörterungen die Frage, ob die sechs 
Indikatoren der Mehrheits- und Verhandlungsdemokratie tatsächlich einen 
jeweils besonderen Strukturtyp lokaler Demokratie bilden. Lijpharf'O prüfte die 
Validität seines Konzepts dl11Ch eine Faktorenanalyse. Dabei ergab sich die 
Notwendigkeit, in der Analyse der Regimestrukturen neben dem Wettbewerbs· 

.0 Arcnd Lijphart: Democracies, S. 207 fT. 
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prinzip die Dimension Föderalismus/Unitarismus zu berücksichtigen. Für 
unstre Belange ist diese Unterscheidung irrelevant. Aus diesem Grunde gehl es 
in der folgenden Untersuchung um die Frage. ob sich die sechs bislang 
vorgestellten Variablen auf einer bestimmten Strukturdimension abbilden 
lassen und ob diese Dimension als .. Mehrheits- vs. Verhandlungsdemokratic" 
inlerpretierbar ist. 

Eine Hauptkomponenteo3nalyse über alle sechs Variablen führte in dieser 
Hinsicht nicht zu einem befriedigenden Ergebnis''' . da sich kein sinnvoll 
inlcrpretierbares Faktorcnmuster ergab. Dies liegt in erster Linie an der 
Unbrauchbarkeit des Indikators .. Abstimmungsverhalten bei der Wahl des 
Bürgenneisters". Er steht mit den übrigen Indikatoren kaum in Zusammen
hang. weist demzufolge nur einen niedrigen KommunaIitätenwert auf und 
erschwert die Interpretation der verbleibenden Beziehungen. 

Nach einer Herausnahmc dieser Variablen wurde mit den verbleibenden fünf 
Indikatoren ein zufriedenstelIendes, inhaltlich gut interpretierbares Ergebnis 
erzielt. Zwar stiitzt die Hauptkomponentenanalyse grundsätzlich die der 
empirischen Analyse zugrundcliegenden Annahmen, relativiert sie aber auch in 
gewissem Umfang. Die nach Lijpharls Konzept zu erwartende Einfaktorenlö
sung schöpft die in den Daten enthaltene Varianz Dur unzulänglich aus. Der 
erste Faktor bindet 41,8 Prozent der Varianz der fünf Variablen. nach dem 
Eigenwertkriterium läßt sich aber neben diesem Hauptfaktor ein weiterer 
Faktor mit einer Varianzreduktion von 25,3 Prozent extrahieren. In dieser Zwei
Faktoren-Lösung indiziert der erste Faktor mit hohen Ladungen auf den 
Variablen Koalitionsstruktur, Zugehörigkeit des Biirgenneisters zur Mehrheits
partei des Rates und Abstinunungsverhalten der Kommunalvertretung bei der 
Beschlußfassung iiber den Etat die lokale Führungs- und Emscheidungsstruktur. 
der zweite mit hohen Ladungen auf den Variablen Rac-Index und FWG-Antcil 
die Struktur des Parteienwellbewerbs. Dabei stehen die Ergebnisse der Etatab
stimmung auch mit dem zweiten Faktor in einem erkennbaren Zusammenhang 
(Tabelle 6). Entgegen den Erwartungen korrelieren die beiden Faktoren nur 
äußerst schwach miteinander ( - 0.09). 

Nimmt man auch die Variable Abstimmungsverhalten bei Etatentscheidun
gen aus der Analyse heraus, dann ergeben sich noch besser interpretierbare 
Faktoren. Nunmehr bindet der erste Faktor. der Führungsfaktor. 48 Prozent 
Varianz. Die zweite, als Parteienwettbewerb beschreibbare Dimension reduziert 
nochmals 30 Prozent der gemeinsamen Varianz der vier Variablen. Die vorge· 

., Für die Faktorcnanalysc wurden alle Variablen auC den Wertebereich 0 bis t 
normiert. Die Rohwerte des Rae-Indexes bewegen sich in diesem Bereich. Die Werte der 
übrigen Variablen beziehen sich aur diese Weise auC den durchschnittlichen FWG· 
Stimmenantcil bei den drei Kommunalwahlen. den Anteil von Ein-Parteien- oder 
Mindeslgewinn-Koalitionen, den Anteil von Wahlperioden, in denen die Parteizugehörig
keitdes Bürgermeisters mit der Ratsmehrheit übereinstimmte und den Anteil kontroverser 
Etatabstimmungen. Die Faktoren wurden nach der Hauptkomponentenmethode extra· 
hieet und schiefwinklig rotiert. Hierzu wurden 27 Iterationen benötigt. 
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Tab.II.6 
Strukturmuster lokaler Demokntde In 49 Städten von Rhelalaod·Pfalz -

Hluptkomponentel1lDl.lyse 

Ausgangs"erle: 
Variabte Kommunalität 

Koalition 1,0 
Bgm. 1,0 
Abstimmung 1,0 
FWG-Anteil 1,0 
Rae-Index 1,0 

Faktorenmatrlx: 

Koalition 
Bgm. 
Abstimmung 
Rae·Index 
FWG-Anteil 

EodgWtlge Werte: 

Variabte Kornmunalität 

Koalition 0,62336 
Bgm. 0,63002 
Abstimmung 0,48367 
FWG-Anteil 0,81069 
Rae-Index 0,80645 

Oblimin Rotation I, 
Oblimin: 27 Iterationen. 

Mustermatrix : 

Koalition 
Bgm. 
Abstimmung 
FWG-Anteil 
Rae-Index 

Suukturmatrix: 

Koalition 
Bgm. 
Abstimmung 
FWG-Anteil 
Rae-Index 

FaktorenkolTelationsmatrix: 

Falctor I 
Faktor 2 

Faktor 

I 
2 
3 
4 
5 

Faktor I 

0,74114 
0,64979 
0,16338 

-{),86517 
-{),58416 

Faktor 

I 
2 

Extraction I, 

Faktor I 

0,72504 
0,78743 
0,58972 
0,05638 

-{),45688 

Faktor I 

0,74807 
0,79216 
0,55103 

-{),O2569 
-{),52324 

Falctor I 

1,00000 
-{),09081 

Eigenwert Varianzanteil 
je Faktor kumuliert 

2,08798 41,8 41,8 
1,26643 25,3 67,1 
0,88030 17,6 84,7 
0,55912 11,2 95,9 
0,20618 4,1 100,0 

Faktor 2 

0,27215 
0,45606 
0,67600 
0,24070 
0,68516 

Eigenwert Varianzanteil 
je Faktor kumUliert 

2,08798 41,8 41,8 
1,26643 25,3 67,1 

Analysis 1 - Kaiser Nonnalization. 

Faktor 2 

-{),25355 
-{),05216 

0,42607 
0.90375 
0. 73288 

Falctor2 

-{),31940 
-{),12367 

0,37252 
0,89863 

-{),77435 

Falctor 2 

1,00000 
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stellten Ergebnisse erweisen sich bei einer Verwendung verschiedener Modelle 
der Faktorenanalyse als sehr stabil (auf die Vorlage weiterer Tabellen wird 
verzichtet). 

Die Beschreibung der Strukturen lokaler Demokratie soll durch einige 
Anmerkungen zu der Frage abgerundet werden, unter welchen Bedingungen 
mehrheitsdemokratische und konkordanzdemokratische Arrangements wahr
scheinlich werden. Weder der bisherige Stand der Theoriebildung in der lokalen 
Politikforschung noch die Datenlage lassen zu dieser Frage weitreichende 
Aussagen zu. Aus den Modemisicrungsthcoricn von Lipset. Cnudde/ McCrone 
und Cutrighr" ergibt sieb die Hypothese. daß die sozio-ökonomiscbe Moderni
sierung eioer Gemeinde die Ausbildung konkuITcnzdemokratischer Strukturen 
fördert". Als Grundlage einer Analyse der Bestimmungsfaktoren von Wettbe
werbs· und Verhandlungsdemokratien erscheint die Modernisierungstheorie 
auch deshalb sinnvoll, weil Lijphart+4 die Konkordanzdemokratie als eine für 
kulturell fragmentierte Gesellschaften typische Übergangserscheinung interpre
tiert. Mit der parallel zur sozi(}oökonomischen Modemisierung verlaufenden 
kulturellen Säkularisierung und der Ablösung partikularistischer durch univer
salistische Wertesysteme könnten sich auch die sozialen Konflikte entschärfen, 
die konkordanzdemokratische Arrangements erforderlich machen. Die politi
sche Entwicklung Österreichs und der Niederlande nach dem Zweiten Weltkrieg 
stützt die Plausibilität dieser Annahme. 

Der Prozcß kultureller Säkularisierung kann in unserer Untersuchung nicht 
direkt gemessen werden. Mit der Bevölkerungskonz.entration und der Dienstlei
stungszentralität einer Gemeinde stehen aber zumindest zwei brauchbare 
Indikatoren sozio-ökonomischer Modcmisierung zur Verfügung'u. Als dritter 
Modemisierungsindikator findet das im Zeitraum 1939 bis 1971 eingetretene 
Bevölkerungswachstum Berücksichtigung in der Analyse der Bestimmungsfak
toren lokaler Demokratie. Wenn die Charakterisierung der Konkordanzdemo
kratie als politische Organisation kulturell fragmentierter Gesellschaften mit 

.Q Vgl. die Beiträge im Sammelband von Charles F. CnudtJe und Deane E. Neubauer 
(Hrsg.): Empiric.al Democratic Theory, Chicago 19(." . insbesondere Seymour M. Lipse/: 
Some Social Requisites ofDemocracy: Economic lJcvelopment and Political Legitimaey 
(5. 151-192); DODaldJ. Cnudtk. Chorles F. Me CrDne: Toward a CommunicationsTheory 
or Political Developmenl: A Causal Model Theory (5. 210-223); Phillips Cutright: 
Natio nal Po litical Development. Measurement and Analysis (S. 193-209). 

<U Ausführlicher hierzu Oscar W. Gabriel: Mängelanalyse. S. 24Sff. 
44 Arend Liiphart: Plural Societies; ders.: Democracies. 
4" Heide Konstrukte wurden durch eine Faktorenanalyse ermittell, wobei die Verstäd

terung durch die Indikatoren Einwohnerzahl. Bevölkerungsdichte, Beschänigtendichte 
und Wohnungsdichtc gemessen wurde. Die Dienstleistungszcntralität einer Gemeinde 
wurde über den Anteil der sorialversicherungspflichtig Beschäftigten in ausgewählten 
Dienstleistungsbc:reichen erhoben (Handel. Kreditinstitute und Versicherungen, Gebiets
körperschaften und Sozialversicherungen, Organisationen ohne Erwerbscbarakter. SOD

stige Dienstleistungen; genauere Angaben bei Oscar W. GabTiel. Volkcr Kunz. Thomas 
Zapf-Schramm: Bestimmungsfaktoren kommunaler Invcstitionspolitik. München 1990. 
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partikularistischen Wertsystemen zutrifft, müßten konkordanzdemokratische 
Strukturen vornehmlich in wenig verstädterten und nicht dienstleistungsorien
ticrten Gemeinden auftreten. 

Wie sich bei der Regression der beiden Strukturmerkmale lokaler Demokratie 
auf die drei Modernisierungsindikatoren zeigt, beeinflußt der Modernitätsgrad 
einer Gemeinde ihre Führungsstruktur nur unwesentlich (R' 0,0781), die 
Struktur des Parteienwettbewerbs aber recht deutlich (R' 0,2983). Obgleich das 
ModemisierungsmodeU insgesamt nur wenig zur Erklärung der lokalen Füh
rungs- und Entscheidungsstrukturen beiträgt, weisen alle drei in die Analyse 
einbezogenen Modemisierungsindikatoren das erwartete negative Vorzeichen 
auf: Konsensdemokratische Führungs- und Entscheidungsstrukturcn treten in 
Städten mit hoher Dienstleistungszentralität und Bevölkecungskonzentralion 
seltener auf als in dcn übrigen Gemeinden, das Bevölkerungswachstum dagegen 
spielt als Erklärungsvariable keine Rolle (Tabelle 7). 

Tabelle 7 
Delermhwlten konkordanzdemokratlscher Strukturen 

Konsensuale Nichtkompetitives 
Führung Parteiensystem 

B Beta B Beta 

DLZ -{),12840 -{),13043 0,47051 0,41795 
Wachstum -{),04839 -{),04781 0,11686 0,11547 
Bevkonz -{),18927 -{),20560 -{),53085 -{),57664 

Konstante -{),04116 -{),04566 

multiple Korrelation 0,27950 0,54620 

D.W. 1,72931 1,94694 

Wesentlich deutlicher heeinflußt die sozio-ökonomische Modernität die 
Struktur des lokalen Parteienwettbewerbs. Fragmentierte Parteiensysteme mit 
einem hohen Anteil der Freien WähJergruppen finden wir vornehmlich in 
Untersuchungseinheiten mit geringer Bevölkerungskonzcntration und hoher 
Dienstleistungszentralität. Auch das Bevölkerungswachstum fördert die Frag
mentieruog des lokalen Parteienwettbewerbs. Diese Ergebnisse erscheinen auf 
den ersten Blick widersprüchlich, da der Dienstleistungssektor vor allem das 
Beschäftigungssystem slark verstädterter Gemeinden bestimmt. Allerdings gibt 
es in dieser Hinsicht bemerkenswerte Ausnahmen (z. B. kleine dienstleistungs
zentrale Städte wie Cochem oder Bitburg). Zudem lassen sich die divergierenden 
Einflüsse der Bevölkerungskonzentration und der Dienstleistungszentralität auf 
die Fragmentierung des Parteiensystems durch die Zusammensetzung des 
Wettbewerbsfaktors erklären. In Städten mit einer hohen Dienstleistungszentra
!ität schneiden die FD P und die Grünen überdurchschnittlich gut ab. Dies föhrte 
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zu einer Repräsentanz von mindestens vier politischen Gruppierungen in der 
Kommunalvertretung und zieht einen Anstieg der Werte des Rae-Indexes. 
Dagegen sind die Freien Wäh1ergruppeo in größeren Gemeinden nur schwach 
vertreten. Auf diese Weise kommt die negative Beziehung zwischen der 
Bevölkecungskonzcotration und dem Parteienwettbewerb zustande (vgl. Tabel
le 1). Das Auftreten fragmentierter Parteienwettbewerbsstrukturen ist demnach 
vor allem in Dienstleistungsgemeinden mit schwacher Bevölkerungskonzentra
tion, aber einer wachsenden Bevölkerungszahl zu erwarten. bipolare Parteiensy
sterne mit einem geringen Anteil der Freien Wäblergruppen treten demgegen
über in Städten mit einem schwach entwickelten Dienstleistungssektor. stagnie~ 
renden bzw. schrumpfenden Einwohnerzahlen und einer starken Bevölkerungs
konzentration auf. 

7. Zusammenfassung der Ergebnisse 

Im Laufe der Entwicklung der Bundesrepublik entdeckten die politischen 
Parteien in zunehmendem Maße die kommunale Ebene als ihr Aktionsfeld. Sie 
versuchten, die Kontrolle über die k.ommunalen Personal- und Sachentschei
dungen zu gewinnen. Damit wurde das traditionelle Selbstverständnis der 
Kommunalpolitik als parteifreier, sachbezogener Erledigung der Angelegenhei
ten der örtlichen Gemeinschaft grundsätzlich in Frage geslellt. Allerdings führte 
dies nicht zum Verschwinden traditioneller Strukturen kommunal politischer 
Konfliktregulierung. In der politischen Praxis scheinen sich traditionelle 
konkordanzdemokratische mit parteienstaatlich-konkurrenzdemokratischen 
Prinzipien zu verbinden, wie es im übrigen auch für die nationale Politik der 
Bundesrepublik charakteristisch ist. Gemessen am Ideal einer parlamentari~ 

schen Parteienregierung oder einer rein fachbezogenen Regelung der örtlichen 
Selbstverwaltungsangelegcnheiten ist dies ein relativ unbefriedigender Zustand. 
Auf der anderen Seite genießt gerade der Typus der gemischten Verfassung in der 
empirischen Demokratietheorie eiDe große Wertschätzung. Auch für die 
kommunale Selbstverwaltung scheint die Verbindung von Tradition und 
Modernität ein attraktiver Weg zu sein. 


